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Eishockey: Der Artenschutz für Schweizer Spieler muss enden Seite 17

Amherd macht
Druck auf Schulen
Rückkehr zum Online-Unterricht gefordert

Nie wieder Fernunterricht an der
Primarschule – das gilt nicht
mehr. Allen voran die CVP-
Bundesrätin Viola Amherd
nimmt die Schulen ins Visier und
eckt damit an. Eine andere
Option wäre: Jetzt mehr Ferien,
dafür weniger im Sommer.

FABIAN SCHÄFER, ANTONIO FUMAGALLI,

Wenn die Pandemie ein Rennen wäre,
wären die Rollen im Bundesrat klar ver-
teilt: Der SVP-Magistrat Ueli Maurer
ist als Bremser prädestiniert, während
Viola Amherd, die Verteidigungsminis-
terin, auf das Gaspedal steht. Die CVP-
Bundesrätin ist schon im Frühling mit
besonders weitreichenden Forderungen
aufgefallen. Damals setzte sie sich da-
für ein, dass nach ausländischem Vorbild
auch in der Schweiz eine beschränkte
Ausgangssperre verhängt wird.

Heute ist es die Schule, die Amherd
umtreibt. Laut Angaben aus mehreren
Departementen hat sie für die Sitzung
vom Mittwoch einen Mitbericht verfasst,
in dem sie sich für eine Rückkehr zum
Fernunterricht ausspricht – auch für die
Kleinsten,die noch die Primarschule be-
suchen. Das scheint gewirkt zu haben:
Der Bundesrat fordert die Kantone nun
ganz offiziell auf, sich zu «überlegen»,
welche Massnahmen in den obligatori-
schen Schulen getroffen werden könn-
ten. Doch das muss nicht viel heissen.
Gesundheitsminister Alain Berset (sp.)
liess vor den Medien durchblicken, dass
die Kantone sich diese Fragen ohne-
hin stellten und der Bundesrat nicht ge-
denke,in diesem Bereich tätig zu werden.

Abstriche beim Sport gefordert

Es ist nicht das erste Mal, dass Amherd
sich mit der Schule befasst. Gegen Ende
letzten Jahres soll sie sich bereits dafür ein-
gesetzt haben,dass der Bund die Kantone
motiviert, den Schulbeginn im neuen Jahr
hinauszuschieben.Und noch etwas früher
ist sie mit einer anderen Forderung aufge-
fallen, die ebenfalls die Schule getroffen
hätte:Amherd,die Sportministerin,wollte
laut mehreren Quellen den Sportunter-
richt für Teenager vorübergehend strei-
chen. Damit kam sie nicht durch.

In anderen Departementen hingegen
lösen die Interventionen erstaunte bis
kritische Reaktionen aus.Manche fragen
sich,weshalbAmherd unbedingt in diese
Domäne eingreifen will, die so eindeutig
in die Hoheit der Kantone fällt – zumal
als Vertreterin der CVP, die den Födera-
lismus hochhält und sich als Familienpar-
tei positioniert. Andere ärgern sich dar-
über, dass Amherd versucht, die Frage
der Schulschliessungen zu forcieren, be-
vor nicht alle anderen möglichen Mass-
nahmen umgesetzt worden sind.

Dies ist, zumindest ausserhalb des
Departements Amherd, zurzeit die vor-
herrschende Meinung: Flächendeckende
Schulschliessungen sollen, wenn immer
möglich, verhindert werden – zu gra-
vierend wären die Folgen für die Kin-
der und Jugendlichen. Bereits nach dem
ersten Lockdown beklagten Lehrperso-

nen, ein Teil der Kinder sei in Rückstand
geraten, die Unterschiede in den Klas-
sen hätten sich vergrössert. Hinzu kom-
men Probleme bei der Betreuung. Man-
che Eltern stünden vor kaum lösbaren
Problemen bei der Vereinbarkeit von
Beruf und Familie.

Aus der Wissenschaft ist nach wie vor
zu hören, die Kinder seien nicht die Trei-
ber dieser Pandemie. Allerdings gibt es
aus Grossbritannien Berichte,wonach die
neuen, leichter übertragbaren Virusvari-
anten in Schulen stark verbreitet würden.
Und aus rein epidemiologischer Sicht
dürfte der Fernunterricht ohnehin einen
positiven Effekt haben,zumal er auch die
Eltern zwingt, daheim zu bleiben.

Weniger Ferien im Sommer?

In dieses Spannungsfeld fällt nun ein
Vorschlag, der in der breiten Öffent-
lichkeit bisher kaum diskutiert wurde:
Winterferien verlängern, Sommerferien
verkürzen – und über das ganze Schul-
jahr betrachtet den Präsenzunterricht

damit nicht reduzieren. Formuliert hat
die Idee Antoine Flahault, Direktor des
Institute of Global Health an der Uni-
versität Genf und Mitglied der wissen-
schaftlichen Task-Force des Bundes.

«Für dieses aussergewöhnliche Jahr
2021 könnte man die Aufteilung der
Schulferien anpassen. Das könnte mit-
helfen, einen erneuten Lockdown zu ver-
hindern oder zumindest hinauszuzögern»,
so Flahault gegenüber Radio RTS. Der
Epidemiologe beruft sich auf Studien in
Bezug auf Grippeviren, laut denen Schul-
ferien deren Verbreitung verlangsamen.

Eine solche Massnahme wäre frei-
lich logistisch schwer umzusetzen, zu-
mal die Sportferien in manchen Kanto-
nen schon in wenigen Wochen beginnen.
Dagmar Rösler, Präsidentin des Schwei-
zer Lehrerinnen- und Lehrerverbandes,
setzt deshalb ein Fragezeichen hinter die
Praktikabilität einer Ferien-Verschie-
bung.Auf Fachebene sei sie derzeit kein
Thema. Einige Kantone, etwa Nidwal-
den und Solothurn, haben diesen Winter
aber entschieden, die Weihnachtsferien
um einige Tage zu verlängern. In man-
chen Kantonen der Westschweiz sowie
in Bern beginnt der Unterricht erst am
kommenden Montag, was aber immer
schon so vorgesehen war.

Rösler appelliert insbesondere daran,
anders als im letzten Frühling auf ein
flächendeckendes Verbot des Präsenz-
unterrichts zu verzichten. Die Erfahrun-
gen zeigten, dass die Massnahme ins-
besondere in bildungsfernen Haushal-
ten zu besorgniserregenden Zuständen
führe – und die Chancengleichheit noch
zusätzlich erschwere.

Sicherheitskräfte gehen gegen randalierende Anhänger des abgewählten Präsidenten Donald Trump vor. JOEL MARKLUND / IMAGO

Pro-Trump-Demonstranten stürmen
das Capitol in Washington
Bei den Wahlen in Georgia stehen die Demokraten vor einer Sensation

PETERWINKLER,WASHINGTON

Pro-Trump-Demonstranten sind am
Mittwochnachmittag ins Capitol in
Washington eingedrungen und haben
eine Unterbrechung einer gemeinsa-
men Sitzung des Kongresses zur Bestä-
tigung der Präsidentenwahl erzwungen.
Kongressmitglieder mussten unter Poli-
zeischutz in Sicherheit gebracht wer-
den, nachdem Demonstranten auch ver-
sucht hatten, in die Sitzungsräume ein-
zudringen. Beamte mit gezogenen Waf-
fen schützten das Eingangsportal des
Repräsentantenhauses, und es sollen
auch Schüsse abgefeuert worden sein.
Mindestens eine Person wurde verletzt
abtransportiert.

Früchte der Hetze

Die Polizei des Capitols war offensicht-
lich überrumpelt worden, was umso
schwieriger zu verstehen ist, als die
Demonstration seit langem angekündigt
war. Die Bürgermeisterin von Washing-
ton, Muriel Bowser, hatte ihre Polizei-
kräfte noch mit Einheiten der National-
garde verstärkt und die Einwohner ihrer
Stadt dazu aufgefordert, vom Zentrum
fernzubleiben, weil auch gewaltbereite
Extremisten erwartet wurden. Erst nach
einer guten Stunde schienen Polizisten im
Innern des Capitols wieder die Kontrolle
zu erringen.Aber vor dem weit ausladen-
den Gebäude hielten sich nach wie vor
Zehntausende von Demonstranten auf.

Präsident Donald Trump hatte die
Demonstranten am Vormittag noch be-
grüsst und dabei erneut behauptet, er
habe die Wahl gewonnen und die Repu-
blikaner im Kongress müssten das angeb-
lich gefälschte Resultat umstossen. Dass
er die Demonstranten später in milden
Worten perTwitter zu Friedfertigkeit auf-

rief, stand in krassem Widerspruch zur
Tatsache, dass er während Wochen mass-
geblich dazu beigetragen hatte, dass sich
bei seinen Anhängern ohnmächtiger
Zorn breitmachte. Er hatte ihnen ein-
getrichtert, die Wahl sei ihnen gestohlen
worden.Das Resultat dieser Hetze zeigte
sich am Mittwoch: Das Machtzentrum
der westlichen Führungsmacht glich der
Hauptstadt eines Drittweltlands.

Die Demonstranten störten nicht nur
den verfassungsmässigen Übergang der
Macht nach der Wahl im November, son-

dern boten auch ein billiges Spektakel,
das republikanische Kongressmitglieder
als Kundgebung der Treue zu Trump in-
szenieren wollten. Sie wollten die Bestä-
tigung der Wahlresultate aus den Glied-
staaten mit Einsprachen stören, die das
Resultat zwar nicht ändern würden, aber
die Prozedur bis tief in die Nacht ver-
längert hätten. Der Vizepräsident Mike
Pence hatte dabei klargemacht, dass er
nicht versuchen werde, die Resultate
umzustossen, weil er dafür von der Ver-
fassung nicht befugt sei. Auch der repu-
blikanische Mehrheitsführer Mitch
McConnell wandte sich in einem emo-
tionalen Appell an seine Parteifreunde
und meinte warnend, ein Manöver zum
Umstossen der Wahlresultate werde die

Republik für immer beschädigen. Die
ganze Aktion war von vornherein zum
Scheitern verurteilt, weil nicht nur sämt-
liche Demokraten dagegen waren, son-
dern auch Dutzende von Republikanern
sich dem Spektakel verweigerten.

Georgia überrascht erneut

Gleichentags schienen die beiden demo-
kratischen Kandidaten Raphael War-
nock und Jon Ossoff gemäss den am
Mittwochnachmittag (Ortszeit) vorlie-
genden Teilresultaten die Stichwahlen
für den Senat in Washington knapp ge-
wonnen und damit ihrer Partei im Kon-
gress eine hauchdünne Mehrheit be-
schert zu haben. Zwar waren noch nicht
alle Stimmen ausgezählt, und mindestens
in einer Stichwahl dürfte eine Nachzäh-
lung fällig werden. Doch viele der noch
ausstehenden Wahlzettel stammen aus
demokratischen Hochburgen. Und wenn
der erste Wahlgang anlässlich der Präsi-
dentschaftswahl der Massstab sein sollte,
darf man davon ausgehen, dass auch eine
Nachzählung am Resultat in Georgia
nichts Entscheidendes ändert.

Ein Doppelsieg würde der Demo-
kratischen Partei in Washington eine
hauchdünne Mehrheit in beiden Kam-
mern des Kongresses bescheren. Das
bedeutet zwar nicht, dass die Regierung
Biden freie Hand hätte. Aber es würde
ihr erlauben, mindestens Kabinettsmit-
glieder und Richter auch ohne die Zu-
stimmung der Republikaner ins Amt zu
drücken.Ausserdem könnte sie in Haus-
halts- und Fiskalfragen mit dem Trick der
Differenzbereinigung beim Budget die
Opposition der Republikaner ausmanö-
vrieren. Die Grand Old Party hatte 2017
mit der gleichen Methode ihre weitrei-
chenden Steuerermässigungen gegen
den Willen der Demokraten realisiert.
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